
 
Stellungnahme der ALfA zur Widerspruchslösung bei der Organspende 

 
Die Aktion Lebensrecht für Alle (ALfA) lehnt die Einführung einer Widerspruchslösung bei der 
Organspende ab. Organspende kann nur dann ethisch verantwortbar sein, wenn sie auf einer 
ausdrücklich erklärten, freien und informierten Zustimmung beruht; eine bloß unterstellte 
Zustimmung wird der personalen Würde des Menschen und seinem Selbstbestimmungsrecht 
nicht gerecht. 
 
Selbstbestimmung statt stillschweigender Vereinnahmung 
 
Nach der in Deutschland geltenden Entscheidungslösung ist eine Organentnahme nur zulässig, 
wenn die verstorbene Person zu Lebzeiten zugestimmt hat; liegt keine Erklärung vor, werden die 
Angehörigen befragt. Die Widerspruchslösung kehrt dieses Schutzprinzip um: Künftig soll 
grundsätzlich jede Person potenzieller Organspender gelten, sofern sie nicht ausdrücklich 
widersprochen hat. 
Eine solche Umkehr verändert den Charakter der Organspende grundlegend. Aus einem Akt 
freiwilliger Solidarität würde faktisch eine staatlich vorausgesetzte Verfügbarkeit des 
menschlichen Körpers. Gerade im höchstpersönlichen Bereich von Leben, Sterben und 
leiblicher Integrität darf Schweigen nicht als Zustimmung gewertet werden. 
 
Ethische Bedenken 
 
Der Deutsche Ethikrat hat die Widerspruchslösung wiederholt als tiefgreifenden 
Paradigmenwechsel beschrieben und auf die Spannung zum verfassungsrechtlich geschützten 
Selbstbestimmungsrecht hingewiesen. Kritiker innerhalb der ethischen Debatte betonen 
zudem, dass ein Widerspruchsmodell nur dann verfassungskonform gedacht werden könne, 
wenn seine Voraussetzungen tragfähig seien; gerade mit Blick auf die Hirntodproblematik 
werden hier erhebliche Einwände geltend gemacht. 
Die ALfA hält daran fest, dass der menschliche Körper niemals zum Objekt gesellschaftlicher 
oder staatlicher Zweckmäßigkeit werden darf. Die Bereitschaft, anderen Menschen durch eine 
Organspende zu helfen, verdient hohen Respekt; sie verliert aber ihren sittlichen Charakter, 
wenn sie nicht auf einer bewussten und ausdrücklich erklärten Entscheidung beruht. Eine 
solche Entscheidung muss zudem auf Grundlage valider Informationen beruhen – dazu zählt 
auch eine Information darüber, dass die Hirntoddiagnostik international diskutiert wird und der 
Gesetzgeber keine Definition des Hirntods kennt, sondern vielmehr lediglich sein Eintreten als 
Zulassungsvoraussetzung für die Organentnahme anerkennt. 
 
Keine überzeugende Lösung des Organmangels 
 
Befürworter der Widerspruchslösung führen an, dass mehr Menschen auf diese Weise Zugang 
zu lebensrettenden Organen erhalten könnten. Zugleich verweisen selbst Informationsseiten zur 
Organspende darauf, dass wissenschaftliche Studien bezweifeln, ob die bloße Umstellung auf 
eine Widerspruchsregelung den erhofften Anstieg an Spenderorganen tatsächlich 
bewirkt. Tatsächlich werden zwar sogenannte postmortale Spenden um ca. 7 % erhöht, 
gleichzeitig reduziert sich aber die Bereitschaft zur Lebendorganspende um fast 30 % - netto 
stehen so eher weniger als mehr Organe zur Verfügung. Auch die katholische Kirche hat darauf 



 
hingewiesen, dass die Erfahrungen anderer Länder nicht belegen, dass allein die 
Systemumstellung zu mehr Organtransplantationen führt. 
Damit fehlt ein überzeugender Nachweis dafür, dass ein erheblicher Eingriff in das 
Selbstbestimmungsprinzip überhaupt den behaupteten Nutzen zuverlässig erreicht. Ein ethisch 
problematischer Systemwechsel darf nicht mit unsicheren Erfolgserwartungen gerechtfertigt 
werden. 
 
Was stattdessen nötig ist 
 
Statt die Widerspruchslösung einzuführen, sollte die Politik die bestehende 
Entscheidungslösung stärken. Dazu gehören regelmäßige, verständliche Aufklärung, leicht 
zugängliche Dokumentationsmöglichkeiten und eine Kultur der bewussten persönlichen 
Entscheidung. Ebenso wichtig ist es, Vertrauen in die Transplantationsmedizin zu sichern und 
organisatorische Defizite im Spendesystem anzugehen, anstatt das Schweigen der Bürger als 
Zustimmung umzudeuten. 
Die ALfA spricht sich deshalb für eine Gesundheitspolitik aus, die Hilfe für schwerkranke 
Menschen mit dem uneingeschränkten Respekt vor Würde, Gewissen und Selbstbestimmung 
jedes Menschen verbindet. Nicht die Widerspruchslösung, sondern die informierte und 
ausdrücklich erklärte Zustimmung ist der ethisch und rechtsstaatlich angemessene Weg. 
 


